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~ n fra g e b e a n.t w 0 l' tun g 

~Ii t Be zug auf eine vO.n den Abgeordneten Dr. G l' e d 1 e r 

und Genossen am 20. november 1958 eingebrachte Anfrage, be­

treffe~d beschleunigte Durchführung der nach Artikel 27/2 des 

qtaatsvertrages an österreichisohe Staatsangehörige zu leisten­

den Entschädigungen fÜr in Jugoslawien enteignete Vermögen­

schaften, teilt Bundesminister für Finanzen Dt. Kam i t z 

folgendes mit. 

"Nachdem durch den Beschluß des jugoslawischen Bundesexe­

kutivrates vom 30. Jänner 1.957 und die Durchführungsverordnung 

des jugoslawischen Staatssekretärs für Finanzen vom 13.Jänner 

1958 erklärt wurde, welche Vermögenswerte im Grund~ des Artikels 

27/2 Staatsvertrag als österreichisches Vermögen herangezogen, 

zuTÜokbehalten·tindliquidiert wurden, haben österreichische und 

jugoslawische Experten Ende IvIärz 1958 eine ll egelung darüber ver-, . 
einbart~ auf welche Weise die jugoslawischen Behörden an der 

Feststellung und Bewertung der in Jugoslawien gelegenen öster­

rGichischen Vermögenswerte mitzuwirken haben. Diese Regelung 

vlllrde im Mai 1958 vom 1.1inis terrat genehmigt. Daran schloß sich 

die Ermächtigtl.ng (:tureh den in der Anfrage ge.nannten Ministerrats­

beschluß vom 3 .. Juni 1958 über die Vorsohußgevlährung; im Hin­

blick auf diese Ermächtigung wUl1 de vom Bundesministerium für 

Finanzen die Genehmigung der ob enexvvähnt on z-v/ischenstaatliehen 

Regelung durch die F,. V .R. Jugoslawien betrieben, die auch tat­

säohlich im Oktober 1958 eingelangt ist. 

Da die fraglichen Vermögenswerte zur Gänze im Ausland ge­

legen sind und eine unmittelbare Überprüfung durch österroichi­

sehe Orgalle nicht möglich ist, kailll auf die Mitnirkung der 

jugoslawischen Behörden nicht verzichtet Ylerden. Die von den An­

spruchsYJerbern gelieferten Daten und Unt ,'!rlagen reichen, \7io 

berei ts festgestellt \iiGrden konnte, in dor Regel nicht aus, die 

relc·,emten Tatsachen des Vermögensbesitzes ,dessen V.rert., die 

östcrreichisehe Staatsbürgerschaft und die Heranziohung der ein­

zelnen VermögenS\7erte nach Artikel 27/2 Staatsvertrag klarzu­

st~llen. l~uch andero Staaten, die wegen Nationalisierung von 

Vormögenswerton Entschädigungsabkommen mit Jugosla;nien goschlos-
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Bon haben, ~aren auf Erhebungsergebnisse der jugoslawischen Be­

hörden angewiesen. 

Wie notwendig die Mi t~"lirkung jugoslawischer Behörden ist, 

ergibt sich auch daraus, daß während dor Zeit von 1920 bis 1941 . 

die jugoslawischon Behörden die östorreichischen Staatsbürger- . 

scha~tsbehörden nicht verständigt haben, wenn einem österreiohi­

sehen Staatsbürger die jugoslawische Staatsbürge~aohaft verliehen 

vmrde und der Österreicher dadurch naoh dem Staatsbürgersohaft~ 

gesetz 1925 automatisoh die österreichisohe Staatsbürgersohaft 

verloren hat. 

Von den jugoslawischen Behörden sind vor kurzem die ersten 

Erhobungsergebnisse eingel·angt. Die ersten Vorschußzahlungen 

konnten d&~er bereits Personon gewährt werden, die die Voraus­

setzungen d0S l1rinisterrats-Besohlusscs vom 3. Juni 1958 über 

die Vorsehußgowährung an alto und bedürftige Personen erfüllen. 

Nach l1aßgabu des Einlangerrs der Erhebungsergebnisse werden auch 

weitorhin Vorschüsse ausbezahlt werden. tI 

-.-.-.-.-.--
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